
Münchner Vereinbarung zum Kinderschutz 
gemäß § 8a Abs. 4 SGB VIII 

Die Landeshauptstadt München, Sozialreferat/Stadtjugendamt, vertreten durch die Leiterin des 

Stadtjugendamtes, Frau Dr. Kurz-Adam 

- im Folgenden „Stadtjugendamt" -

und 

Münchner Volkshochschule GmbH 

Kellerstr.6 

81667 München 

- im Folgenden „Träger" -

schließen zur Sicherstellung des Schutzauftrags nach § 8a und § 72a des Achten Buchs des 

Sozialgesetzbuchs (SGB VIII) für sämtliche derzeit bestehenden und künftigen Einrichtungen / 

Maßnahmen, die dem Träger angehören'und Fachkräfte nach § 72 SGB VIII beschäftigen sowie 

nicht dem Rahmenvertrag nach § 78 f SGB VIII unterliegen die folgende Vereinbarung: 

Präambel 

Mit dem Gesetz zur Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen 

(Bundeskinderschutzgesetz - BKiSchG) werden die Handlungsparadigmen der Kinder- und 

Jugendhilfe - Familienunterstützung, Ressourcenansatz und Dienstleistungsorientierung - um 

eine Stärkung der Rechte und des Schutzes von Kindern und Jugendlichen ergänzt. Wesentl iche 

Elemente des Kinderschutzes sind das präventive Angebot der Frühen Hilfen, die verbindliche 

Partizipation und ein transparentes Beschwerdemanagement. Die Aufsichtsfunktion gemäß § 45 

Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) und die 

Verpflichtung zur Qualitätsentwicklung gemäß § 79a SGB VIII werden gestärkt. 

Bei der Sicherung des Wohls der Kinder und Jugendlichen, die Leistungen in Einrichtungen und 

Diensten des Trägers erhalten, wirken das Stadtjugendamt und der Träger/die Einrichtung im 

Rahmen eines ständigen Prozesses unter Einbindung aller Beteiligten, insbesondere der 

betroffenen Kinder, Jugendlichen und Erziehungsberechtigten, kooperativ zusammen. 

i. 

Die Aufgaben des Stadtjugendamtes als öffentlichem Träger der Jugendhiife werden im Bereich 

des Kinderschutzes in der Landeshauptstadt München grundsätzlich durch die Bezirkssozialarbeit 

(BSA) in den Sozialbürgerhäusern und im Amt für Wohnen und Migration durch die Abteilung 

Zentrale Wohnungslosenhilfe wahrgenommen. Träger von Einrichtungen und Diensten der Kinder-

und Jugendhilfe tragen gemäß dem SGB VIII Mitverantwortung für den Schutz von Kindern und 

Jugendlichen. 



Die Herausforderung an die Fachkräfte in der Kinder- und Jugendhilfe liegt darin, die mit der 

Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung verbundenen Unsicherheiten auszuhalten, zu 

reflektieren und handzuhaben. Dazu bewerten Fachkräfte nach einer ersten Gefährdungs­

einschätzung die Situation und den Hilfeprozess dahingehend, ob eine Gefährdung des 

Kindeswohls, ein Problembewusstsein und eine Hilfeakzeptanz bei den Betroffenen besteht. Somit 

können wiederholte Gefährdungseinschätzungen notwendig sein. Eine ausreichende Qualifikation 

der Fachkräfte in der Kinder- und Jugendhilfe zur Wahrnehmung einer Kindeswohlgefährdung und 

zur Gefährdungseinschätzung ist daher unabdingbar. 

Vor diesem Hintergrund sind die in dieser Vereinbarung festgelegten generellen Verfahrensschritte 

zu verstehen. Sie gelten für alle vorhandenen sowie alle künftigen Einrichtungen'und Dienste des 

Trägers verbindlich, die Leistungen nach dem SGB VIII erbringen und hierbei Fachkräfte nach § 72 

SGB VIII beschäftigen. 

§ 1 Allgemeiner Schutzauftrag 

(1) Allgemeine Aufgabe der Kinder-und Jugendhilfe ist es, Kinder und Jugendliche davor zu 

bewahren, dass sie in ihrer Entwicklung durch die missbräuchliche Ausübung der elterlichen 

Sorge, durch Vernachlässigung, durch unverschuldetes Versagen der Eltern oder 

unzureichenden Schutz vor Gefahren durch Dritte Schaden erleiden. Jeder junge Mensch hat 

ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen 

und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. Zur Verwirklichung dieses Rechts sind Kinder und 

Jugendliche insbesondere vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 SGB VIII). 

(2) § 8a SGB VIII konkretisiert diesen allgemeinen staatlichen Schutzauftrag als Aufgabe der 

Jugendämter, verdeutlicht die Beteiligung der freien Träger an dieser Aufgabe und beschreibt 

Verantwortlichkeiten der beteiligten Fachkräfte der Jugendhilfe. 

(3) Die Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen ist für die Kinder- und Jugendhilfe 

verbindlich und Bestandteil des Alltagshandelns des Trägers. 

§ 2 Gewichtige Anhaltspunkte für eine Gefährdung und Risikoeinschätzung 

(1) Die in § 8a SGB VIII angesprochenen gewichtigen Anhaltspunkte für eine Gefährdung des 

Wohls des Kindes oder Jugendlichen sind aufgrund der verschiedenen Arbeitsfelder des 

Trägers, der entsprechenden Kenntnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der 

fachlichen Erkenntnisse unterschiedlich wahrnehmbar. Als allgemeine Orientierungshilfe 

dienen die in der Anlage (Nr. 1) beigefügten „Hinweise zur Wahrnehmung und Beurteilung 

gewichtiger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung im Sinne des § 8a SGB VIII -

Schutzauftrag". 

(2) Unabhängig von diesen notwendigen arbeitsfeldbezogenen Differenzierungen findet beim 

Träger das in den folgenden Paragrafen dargestellte Verfahren Anwendung. 



§ 3 Handlungsschritte zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos und Erarbeiten von 
Vorschlägen für erforderliche und geeignete Hilfen 

• Nimmt eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter gewichtige Anhaltspunkte für eine Gefährdung 

des Wohls einer/eines Minderjährigen wahr, informiert sie/er die zuständige Leitungskraft 1, 

eine andere zuständige Fachkraft bzw. ein zuständiges Fachkräfteteam der Einrichtung 

bzw. des Dienstes. 

• Kann im Rahmen einer kollegialen Beratung dieser Fachkräfte die Vermutung gewichtiger 

Anhaltspunkte für ein Gefährdungsrisiko nicht ausgeräumt werden, so ist für die 

Abschätzung des Gefährdungsrisikos eine insoweit erfahrene Fachkraft (§ 4 dieser 

Vereinbarung) beratend hinzuzuziehen. 

• Gemeinsam mit dieser insoweit erfahrenen Fachkraft wird eine Einschätzung des 

Gefährdungsrisikos vorgenommen und werden Vorschläge erarbeitet, welche 

erforderlichen und geeigneten Hilfen angezeigt sind, um das Gefährdungsrisiko 

abzuwenden. Die Fallverantwortung bleibt auch nach Hinzuziehung der insoweit 

erfahrenen Fachkraft bei der Einrichtung beziehungsweise dem Dienst. 

• Bei der Einschaltung der insoweit erfahrenen Fachkraft werden die datenschutzrechtlichen 

Bestimmungen, insbesondere § 64 Abs. 2a SGB VIII und § 4 des Gesetzes zur 

Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) beachtet. 

§ 4 Insoweit erfahrene Fachkraft 

(1) Insoweit erfahrene Fachkraft im Sinne des § 3 Abs. 2 dieser Vereinbarung ist eine Person, die 

über folgende Qualifikationsmerkmale.verfügt: 

• Fachliche Eignung, insbesondere 

• einschlägige Berufsausbildung (z.B. Sozialpädagogik, Psychologie, Medizin), 

• Qualifizierung durch nachgewiesene Fortbildung, 

• mindestens dreijährige Praxiserfahrung im Umgang mit Vernachlässigung, 

Misshandlung und sexualisierter Gewalt, 

• Kenntnisse zu Formen und Ursachen von Kindeswohlgefährdung, 

o Kenntnisse zu Gewaltdynamiken gegen Kinder und Jugendliche sowohl in 

familiären Beziehungen als auch in Hilfebeziehungen, 

o Einschätzungsfähigkeit der Erziehungskompetenzen und 

Veränderungsfähigkeit von Eltern und Erziehungsberechtigten, 

° Kenntnisse über geeignete Interventionsmöglichkeiten, 

o Kenntnisse der verschiedenen Hilfsangebote (zum Beispiel Kinder- und 

Jugendhilfe, Gesundheitshilfe, Schule) und Beurteilungsfähigkeit deren 

fallspezifischen Wirkungsweise, 

• Kenntnisse über rechtliche Grundlagen u.a. zur Übermittlungsbefugnis, 

Haftungsrisiken, zu Fragen der Verfahrensschritte bei gerichtlicher 

Ermittlung, 

• Kompetenz zur kollegialen Beratung, 

1 Im Falle von Eltem-Kind-Initiativen ist dies durch die Einrichtungsleitung wahrzunehmen. 



° Kenntnisse, um Fachkräfte in der Reflexion der eigenen Rolle und der 

Entwicklung von Handlungsstrategien unterstützen zu können und 

interkulturelle Kompetenz und Genderkompetenz 

und 

Erfahrungen in der Kooperation mit Fachkräften öffentlicher und freier Träger der 

Jugendhilfe sowie mit weiteren Einrichtungen z.B. Gesundheitshilfe, Polizei 

und 

Persönliche Eignung, insbesondere 

Belastbarkeit, professionelle Distanz, Urteilsfähigkeit. 

(2) Soweit der Träger/die Einrichtung keine eigene insoweit erfahrene Fachkraft vorhält, kann er 

auf die vom Stadtjugendamt benannten insoweit erfahrenen Fachkräfte zurückgreifen. Dies gilt 

auch bei besonderen Fallkonstellationen, wenn dies im Rahmen des Kinderschutzes aus 

fachlicher Sicht als sinnvoll erachtet wird. 

(3) Die jeweils aktuellen Kontaktdaten der insoweit erfahrenen Fachkräfte werden vom 

Stadtjugendamt zur Verfügung gestellt. 

(4) Weitere Verpflichtungen der Einrichtung beziehungsweise des Dienstes des Trägers im Bezug 

auf die insoweit erfahrene Fachkraft sind in Anlage „Insoweit erfahrene Fachkräfte" (Mt. 2) 

geregelt. 

§ 5 Einbeziehung von Erziehungsberechtigten, Kindern und Jugendlichen - Hinwirken 
auf die Inanspruchnahme von Hilfen im kooperativen Prozess mit den Beteiligten 

(1) Bei der Einschätzung des Gefährdungsrisikos und bei der Erarbeitung geeigneter und 

notwendiger Hilfen zum Schutz des Kindes oder der/des Jugendlichen werden die 

Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder die/der Jugendliche von der zuständigen 

Fachkraft des Trägers mit einbezogen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder 

der/des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird (§ 8a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII). Bei 

Nichteinbeziehung o.g. Personen gilt § 7 Abs. 2 dieser Vereinbarung. 

(2) Der Träger stellt die Beteiligung der Kinder und Jugendlichen bei der Erarbeitung der 

geeigneten und notwendigen Hilfen gemäß § 8 SGB VIII in entsprechender Weise sicher. 

Entsprechend ihres Entwicklungsstandes werden Kinder und Jugendliche bei der Einschätzung 

des Gefährdungsrisikos einbezogen. Davon kann im Einzelfall nur abgewichen werden, wenn 

durch die Einbeziehung der wirksame Schutz des Kindes oder der/des Jugendlichen in Frage 

gestellt wird (§ 8a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII). 

(3) Ergibt sich aus den Kontakten zu diesen Personen die Erforderlichkeit, dass zur Sicherung des 

Kindeswohls Hilfen in Anspruch genommen werden, so wirken die Fachkräfte der Träger bei 

den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hin. Hierzu werden 

insbesondere Wege und Möglichkeiten für die Inanspruchnahme solcher Hilfen aufgezeigt, und 

sie werden zur Annahme dieser Angebote motiviert. Nehmen die Erziehungsberechtigten 

entsprechende geeignete und notwendige Hilfen in Anspruch, so soll dies auf der Basis 

nachvollziehbarer und dokumentierter Absprachen mit den Erziehungsberechtigten und dem 

Kind oder dem/der Jugendlichen (entsprechend ihres/seines Entwicklungsstandes), 

insbesondere zum Inhalt der Hilfen, zu deren Umfang und zu den zeitlichen Perspektiven ' 

geschehen. 



(4) Der Träger vergewissert sich bei den Erziehungsberechtigten, dass die vereinbarten Hilfen in 

Anspruch genommen werden und dass dadurch der Kindeswohlgefährdung wirksam begegnet 

werden kann. Kann sich der Träger nicht vergewissern, gilt § 6 Abs. 1 dieser Vereinbarung. 

§ 6 Information der BSA 

(1) Erscheinen, dem Träger die von den Erziehungsberechtigten angenommenen Hilfen als nicht 

ausreichend, wird von den Erziehungsberechtigten keine Hilfe oder diese nur unzureichend 

angenommen oder kann sich der Träger nicht Gewissheit darüber verschaffen, ob durch die 

mit den Erziehungsberechtigten vereinbarten Hilfen der Kindeswohlgefährdung begegnet 

werden kann, so informiert er die Erziehungsberechtigten darüber, dass eine Information der 

BSA erfolgt. 

(2) Ist aus den in Abs. 1 genannten Gründen eine Information der zuständigen BSA erforderlich, so 

erfolgt diese unverzüglich 2 schriftlich durch eine Leitungskraft des Trägers 3 . Aufgrund 

besonderer Umstände des Einzelfalls kann vorab eine mündliche Benachrichtigung geboten 

sein. Die schriftliche Information wird in diesem Fall unverzüglich nachgereicht. Die Einrichtung 

erhält umgehend eine schriftliche Empfangsbestätigung über den Eingang ihrer Mitteilung 

durch die BSA. 

(3) Neben der schriftlichen Übermittlung der Informationen erfolgt ein persönliches Gespräch 

zwischen der Einrichtung oder dem Dienst des Trägers, den Erziehungsberechtigten und der 

BSA zur Sicherung von Transparenz und Verbindlichkeit sowie zur Vereinbarung der weiteren 

Zusammenarbeit. Von der Beteiligung der Erziehungsberechtigten kann im Einzelfall nur 

abgewichen werden, wenn durch dieses persönliche Gespräch der wirksame Schutz des 

Kindes oder Jugendlichen in Frage gestellt wird. 

(4) Die Information an die BSA enthält Aussagen 

• zu Name, Geburtsdatum 4 , Anschrift, ggf. abweichendem Aufenthaltsort des 

Kindes oder Jugendl ichen 4 , 

• zu Name, Geburtsdatum 4 , Anschrift, ggf. abweichendem Aufenthaltsort der 

Eltern und anderer Erziehungsberechtigten 4, 

• zu den gewichtigen Anhaltspunkten für die Kindeswohlgefährdung, 

• zu der mit einer insoweit erfahrenen Fachkraft vorgenommenen 

Gefährdungseinschätzung, 

• zur Beteiligung der Erziehungsberechtigten sowie des Kindes oder 

Jugendlichen, 

• zu den den Erziehungsberechtigten benannten Hilfen, 

• bisherige Bemühungen des Trägers, bei den Erziehungsberechtigten auf die 

Inanspruchnahme von Hilfen hinzuwirken, 

o zu den beteiligten Fachkräften des Trägers sowie ggf. bereits eingeschalteten 

weiteren Trägern von Maßnahmen und 

• dazu, inwiefern die erforderlichen Hilfen nicht bzw. nicht ausreichend 

angenommen wurden. 

2 Unter unverzüglich ist eine Handlung, ohne schuldhaftes Zögern zu verstehen, d.h. die/der Handelnde 
hat je nach dem Umständen.des Einzelfalls auch eine angemessene Prüfungs- und Überlegungsfrist. 

3 Im Falle von Eltern-Kind-Initiativen ist dies durch die Einrichtungsleitung wahrzunehmen. 
4 Soweit dies dem Träger beziehungsweise der Einrichtung bekannt ist. 



(5) Die Übermittlung der Informationen an die BSA enthält die personenbezogenen Daten der 

Betroffenen und Beteiligten sowie ggf. auch Informationen, die dem besonderen 

Vertrauensschutz des § 65 SGB VIII unterliegen. Eine Weitergabe dieser Informationen an die 

, BSA ist grundsätzlich zwar nur mit Einwilligung der Betroffenen möglich. Werden jedoch 

aufgrund der nach dieser Vereinbarung vorgenommenen sorgfältigen 

Gefährdungseinschätzung gewichtige Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Wohls des 

Kindes oder Jugendlichen bejaht, ist die Informationsweitergabe an die BSA auch ohne 

Einwilligung der Betroffenen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X bzw. § 65 Abs. 1 SGB VIII rechtlich 

zulässig. Für die in § 4 Abs. 1 KKG genannten Personen ist eine Datenübermittlung an die BSA 

zudem unter den Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 KKG zulässig. 

(6) Durch das in §§ 3 ff. dieser Vereinbarung geregelte Verfahren wird kein neuer Zugang zu 

Erziehungshilfen eröffnet. Eine Änderung der Leistungserbringung (Wechsel der Hilfe, 

zusätzliche Hilfen, Verlängerung der Hilfe etc.) ist nur in Abst immung mit der federführenden 

Fachkraft der öffentlichen Jugendhilfe im Hilfeplanverfahren zulässig. 

§ 7 Unverzügliche und unmittelbare Information der BSA bei gegenwärtiger Gefährdung 
oder mangelnder Mitwirkung 

(1) Ist die Gefährdung des Wohls des Kindes oder Jugendlichen derart akut, dass bei Einhaltung 

der oben vereinbarten Abläufe das Wohl des Kindes oder Jugendlichen nicht zuverlässig 

gesichert werden kann, so stellt der Träger die unverzügliche und unmittelbare Information der 

BSA sicher. Diese Information der BSA erfolgt grundsätzlich vorab durch ein telefonisches 

Gespräch. Bei Nichterreichbarkeit der BSA wird die Polizei eingeschaltet, wenn die akute 

Gefahr nicht durch die unmittelbare Einschaltung einer Schutzstelle abgewendet werden kann. 

(2) Sind die Erziehungsberechtigten bzw. das Kind oder die/der Jugendliche nicht bereit oder in 

der Lage, bei der Einschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken oder werden sie vom 

Träger zum Schutz des Kindes bzw. der/des Jugendlichen nicht einbezogen, so erfolgt auch in 

diesen Fällen eine unverzügliche und unmittelbare Information der BSA. 

(3) Im Anschluss an die unmittelbare Information des Trägers an die BSA im Rahmen einer akuten 

Gefährdung gilt das Verfahren nach § 6 dieser Vereinbarung entsprechend. 

§ 8 Besonderheiten des in den §§ 5 bis 7 geregelten Verfahrens für Träger, deren 
Leistungsangebot konzeptionell keinen Kontakt mit Erziehungsberechtigten vorsieht 

Kommt ein Träger, dessen Leistungsangebot konzeptionell keinen Kontakt mit Erziehungs­

berechtigten vorsieht, nach § 3 dieser Vereinbarung zu einer positiven Gefährdungseinschätzung 

mit entsprechendem Handlungsbedarf, der von ihm selbst nicht sichergestellt werden kann, so 

informiert der Träger unverzüglich und unmittelbar die BSA. Für Form und Inhalt der Information 

gilt § 6 Abs. 2 - 5 dieser Vereinbarung mit den gegebenen Einschränkungen entsprechend. 

§ 9 Dokumentation 

(1) Der Träger stellt sicher, dass die Fachkräfte die Wahrnehmung der Aufgaben und 

Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung umgehend schriftlich und nachvollziehbar 

dokumentieren. 



(2) Unbeschadet weiter gehender Regelungen des Trägers erfasst die Dokumentationspflicht 

sämtliche Verfahrensschritte mit folgendem Mindestinhalt: 

• beteiligte Fachkräfte, 

o zu beurteilende Situation, 

o Art und Inhalte des Abwägungsprozesses im Rahmen der 

Gefährdungseinschätzung, 

. Ergebnis der Beurteilung, 

o bisherige Bemühungen des Trägers, bei den Erziehungsberechtigten auf die 

Inanspruchnahme von Hilfen hinzuwirken 

o weitere Entscheidungen, 

Festlegung der Verantwortlichkeit für den nächsten Schritt sowie 

o Zeitvorgaben für Überprüfungen. 

§ 10 Sicherstellungsverpflichtung des Trägers 

(1) Der Träger stellt durch geeignete Maßnahmen (zum Beispiel durch interne Veröffentlichung) 

die Einhaltung der in dieser Vereinbarung festgelegten Handlungsschritte sicher. 

(2) Darüber hinaus gewährleistet er durch geeignete betriebliche Maßnahmen einschließlich 

Fortbildungsangeboten, dass alle seine Fachkräfte den Schutzauftrag nach § 8a SGB VIII 

sachgerecht wahrnehmen können, über gewichtige Anhaltspunkte für eine 

Kindeswohlgefährdung unterrichtet sind und die in der Anlage Nr. 1 zu dieser Vereinbarung 

enthaltenen „Hinweise zur Wahrnehmung und Beurteilung gewichtiger Anhaltspunkte für eine 

Kindeswohlgefährdung im Sinne des § 8a SGB VIII - Schutzauftrag" oder andere geeignete 

Verfahren zur Gefährdungseinschätzung im Sinne des Abs. 3 beachtet werden. 

(3) Der Träger stellt sicher, dass seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in regelmäßigen 

Abständen u.a. Fortbildungen und Schulungen in Bezug auf kindeswohlrelevante Aspekte und 

Inanspruchnahme der insoweit erfahrenen Fachkräfte erhalten. 

(4) Der Träger stellt sicher, dass die von den Fachkräften verwendeten Verfahren zur 

Wahrnehmung gewichtiger Anhaltspunkte im Sinne des § 2 dieser Vereinbarung dem aktuellen 

fachlichen Stand entsprechen. 

(5) Bei Honorarkräften und Ehrenamtlichen sowie bei allen sonstigen in der Einrichtung tätigen 

Personen, die in direktem Kontakt mit Kindern, Jugendlichen und deren Familien stehen (z.B. 

Praktikantinnen/Praktikanten, Leistende des Bundesfreiwill igendienstes oder des freiwilligen 

sozialen Jahres, MAW-Kräfte, etc.) ist gewährleistet,-dass diese über die Verantwortung der 

Einrichtung bzw. des Dienstes bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung 

informiert sind (z.B. durch einen entsprechenden Vermerk im Honorarvertrag oder einen 

Hinweis bei der Einführung) und dass ihnen ein Ansprechpartner in der Einrichtung bzw. im 

Dienst benannt wird, an den sie sich unverzüglich wenden müssen, wenn sie im Rahmen ihrer 

Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung wahrnehmen. 

(6) Weitergehende Vereinbarungen zwischen dem Stadtjugendamt und dem Träger zur . 

Erbringung von Hilfen zur Erziehung nach dem SGB VIII bleiben von diesen Regelungen 

unberührt. 



§ 11 Datenschutz 

(1) Der Träger ist zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Best immungen, die sich aus den §§ 

61 bis 65 SGB VIII, § 4 KKG sowie § 72a Abs. 5 SGB VIII ergeben, verpflichtet. 

(2) Soweit dem Träger bzw. den von ihm beschäftigten Fachkräften zur Sicherstellung des 

.Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII Informationen bekannt werden oder ermittelt werden 

müssen und die Weitergabe dieser Informationen zur Sicherstellung des Schutzauftrags 

erforderlich ist, bestehen grundsätzlich keine die Wahrnehmung dieser Aufgabe 

einschränkenden datenschutzrechtlichen Vorbehalte. Insofern gilt der Grundsatz, dass 

personenbezogene Daten/Sozialdaten zu dem Zweck übermittelt oder genutzt werden dürfen, 

zu dem sie erhoben worden sind (§ 64 Abs. 1 SGB VIII, § 69 Abs. 1 Nr. 1 u. 2 SGB X). Bei 

anvertrauten Daten sind insbesondere die Regelungen des § 65 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII zu 

beachten, die. bei Vorliegen der dort genannten Voraussetzungen eine Datenübermittlung 

erlauben. Für die in § 4 Abs. 1 KKG genannten Personen gilt ergänzend § 4 Abs. 1 KKG, der 

ebenfalls unter den dort genannten Voraussetzung eine zulässige Datenübermittlung 

ermöglicht. Auf die Verpflichtung zur Datenübermittlung nach Art. 14 Abs. 6 GDVG wird 

hingewiesen 5 . 

§ 12 Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen (§ 72a SGB VIII) 

(1) Der Träger stellt sicher, dass er keine Personen beschäftigt oder vermittelt, die rechtskräftig 

wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 

232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuches verurteilt worden sind. Zu diesem 

Zweck ist er verpflichtet, sich bei der Einstellung oder Vermittlung und in regelmäßigen 

Abständen von den betroffenen Personen ein Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 und § 30a 

Abs. 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen zu lassen. 

(2) Von der Verpflichtung des Abs. 1 sind gem. § 72a Abs. 4 SGB VIII ferner unter Verantwortung 

des freien Trägers tätige neben- oder ehrenamtliche Personen erfasst, die in Wahrnehmung 

von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder und Jugendliche beaufsichtigen, betreuen, 

erziehen oder ausbilden oder einen vergleichbaren Kontakt haben. Hiervon ausgenommen 

sind lediglich Tätigkeiten, deren Art, Dauer und Intensität des Kontaktes zu Kindern und 

Jugendlichen nur minimales Gefährdungspotential aufweist. 

(3) Die Verpflichtung des Trägers, sich das Führungszeugnis in regelmäßigen Abständen vorlegen 

zu lassen, erfordert grundsätzlich, dass nach Ablauf von fünf Jahren ein neues erweitertes 

Führungszeugnis einzusehen ist. Je nach Art und Intensität der Betreuung der jungen 

Menschen kann es im Einzelfall erforderlich sein, sich bereits nach Ablauf eines kürzeren 

Zeitraumes ein Führungszeugnis vorlegen zu lassen. Insbesondere für den Fall, dass . 

gewichtige Anhaltspunkte für eine Straftat einer Mitarbeiterin/eines Mitarbeiters im Sinne des § 

72a Abs, 1 SGB VIII vorliegen, ist unabhängig von der regelmäßigen Überprüfung unverzüglich 

ein erweitertes Führungszeugnis anzufordern. 

(4) Auf die fachlichen Empfehlungen zur Handhabung des § 72a SGB VIII des 

Landesjugendhilfeausschusses vom 12.03.2013 (Anlage Nr. 3) wird verwiesen. 

5 Art. 14 Absatz 6 GDVG „Schutz der Gesundheit von Kindern und Jugendlichen": Ärztinnen und Ärzte, 
Hebammen und Entbindungspfleger sind verpflichtet, gewichtige Anhaltspunkte für eine Misshandlung, 
Vernachlässigung oder einen sexuellen Missbrauch eines Kindes öder Jugendlichen, die ihnen im 
Rahmen ihrer Berufsausübung bekannt werden, unter Übermittlung der erforderlichen 
personenbezogenen Daten unverzüglich dem Jugendamt mitzuteilen. 



§ 13 Qualitätssicherung, Kooperation und Evaluation 

(1) Der Träger stellt sicher, dass die zuständigen Leitungskrätte für die sachgerechte Unterrichtung 

der Fachkräfte über die Verpflichtungen aus § 8a SGB VIII Sorge tragen, ebenso für eine 

Auswertung der Erfahrungen mit den getroffenen Regelungen (Evaluation) sowie für die 

Einbeziehung weiterer fachlicher Erkenntnisse. Diese Maßnahmen sind regelmäßig 

durchzuführen. 

(2) Zwischen der für die fachliche Steuerung zuständigen Dienststelle des Stadtjugendamts und 

dem Träger erfolgt eine gemeinsame Auswertung der Zusammenarbeit in Bezug auf diese 

Vereinbarung, um eine Verbesserung der Gefährdungseinschätzung und der 

Verfahrensabläufe zu erreichen. Aufgrund der hieraus gewonnenen Erkenntnisse erfolgt wenn 

nötig eine Überarbeitung dieser Vereinbarung. 

(3) Der Träger wirkt nach Möglichkeit zur Verbesserung des Wissensmanagement, zur Sicherung 

der Kontinuität und von Standards, der Beratungsqualität und zur Sicherheit im Kinderschutz 

(zum Beispiel in Netzwerken, Facharbeitsgemeinschaften) mit. 

§ 14 Laufzeit und Kündigung 

(1) Diese Vereinbarung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft und gilt - vorbehaltlich einer 

Überarbeitung gemäß § 13 Abs. 2 dieser Vereinbarung - auf unbestimmte Zeit. 

(2) Damit treten ältere Vereinbarungen, die denselben Regelungsinhalt zum Gegenstand haben, 

außer kraft. 

(3) Die Vereinbarungspartner können diese Vereinbarung mit einer Frist von sechs Monaten 

jeweils zum Ende eines Kalenderjahres kündigen. Das beiderseitige Recht zur fristlosen 

Kündigung bei Vorliegen eines wichtigen Grundes (i.S.d. § 626 BGB) bleibt hiervon unberührt. 

§ 15 Ergänzende Bestimmungen 

(1) Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden 

oder sollten sich in diesem Vertrag Lücken ergeben, so soll jedoch die Gültigkeit der übrigen 

Vertragsbestimmungen nicht berührt werden. Die Vertragspartner 

haben sich vielmehr so zu verhalten, dass der angestrebte Vertragszweck erreicht wird und 

alles zu tun, was erforderlich ist, damit die Teilnichtigkeit unverzüglich behoben wird. Anstelle 

der unwirksamen Bestimmungen oder zur Auffüllung von Lücken soll eine angemessene 

Regelung gelten, die dem am nächsten kommt, was die Vertragsparteien gewollt haben oder 

nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt hätten, sofern sie die Nichtigkeit oder die 

nicht getroffene Regelung bedacht hätten. 

(2) Änderungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für eine Änderung 

dieser Schriftformabrede. 

(3) Die Vereinbarungspartner sind sich einig, dass zu dieser Vereinbarung keinerlei 

Nebenabreden, insbesondere auch keine mündlichen und sti l lschweigenden Abmachungen, 

Anerkenntnisse oder Zugeständnisse bestehen, welche die in ihr festgelegten Rechte und 

Pflichten der Vereinbarungspartner hinsichtlich ihres Umfanges oder ihrer Geltendmachung 

schmälern oder abschwächen könnten. 

(4) Streitigkeiten aus dieser gem. § 53 Abs. 1 SGB X geschlossenen Vereinbarung sind öffentlich­

rechtlicher Natur 



(5) Gerichtsstand ist München. 

(6) Die Anlagen 

• „Hinweise zur Wahrnehmung und Beurteilung gewichtiger Anhaltspunkte für eine 

Kindeswohlgefährdung im Sinne des § 8a SGB VIII - Schutzauftrag", 

• „Insoweit erfahrene Fachkräfte" und 

• „Fachliche Empfehlungen zur Handhabung des § 72a SGB VIII (Tätigkeitsausschluss 

einschlägig vorbestrafter Personen)" 

sind Bestandteil dieser Vereinbarung. 

< 

Für den Träger: 

Ort, Datum Ort, Datum 2 2. 04, 0 

Für das Stadtjugendamt: 

Unterschrift 


